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Manche AG’s oder GmbH’s nehmen es 
mit der Einhaltung von Vorschriften mit 
formellen Inhalten nicht allzu genau, z.B. 
mit Artikel 699 Abs. 2 OR, wonach die Ge-
neralversammlung einer AG (und analog 
einer GmbH) innerhalb von sechs Mona-
ten nach Schluss des Geschäftsjahres 
durchgeführt werden muss. Diese Vor-
schrift wurde bisher in der Praxis mehr-
heitlich als Ordnungsvorschrift aufgefasst. 

Oftmals werden Verwaltungsrat (und Re-
visionsstelle) für die Dauer eines Jahres 
gewählt und meist fällt der Schluss des 
Geschäftsjahres auf den 31. Dezember. 
Manchmal wird auch schlicht und einfach 
vergessen, einen Verwaltungsrat oder die 
Revisionsstelle an der GV in ihren Ämtern 
formell zu bestätigen. Verlängert sich de-
ren Mandate dann stillschweigend bis zur 
nächsten Generalversammlung?

Wie verhält es sich, wenn die Revisions-
stelle den Jahresabschluss per 31.12. z.B. 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag 
prüft und der Verwaltungsrat die General-
versammlung nach zehn Monaten einbe-
ruft? Hatte dann die Amtsdauer des Ver-
waltungsrates (und der Revisionsstelle) 
am 30.6. bereits geendet und hätte ein 
Verwaltungsrat, der nicht mehr im Amt ge-
wesen war, die Generalversammlung ein-
berufen? Und hätte eine sich nicht mehr 
im Amt befindliche Revisionsstelle die 
Jahresrechnung geprüft?

Das Bundesgericht hat nun in einem Ent-
scheid vom 3.12.2021 (BGer 4A_496/2021) 
in seiner Weisheit folgendes gefunden: 
«3.5. Zusammenfassend ist ... festzuhal-
ten: Das Amt des Verwaltungsrates endet 
mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Schluss des betreffenden Geschäftsjah-

res, wenn keine Generalversammlung 
nach Art. 699 Abs. 2 OR durchgeführt 
oder die Wahl nicht traktandiert wurde.»

Die Folge wäre, dass es in der vorgenann-
ten Konstellation ab dem 1. Juli keinen Ver-
waltungsrat gibt. Die Gesellschaft leidet 
damit an einem Organisationsmangel. Ein 
Aktionär, Gläubiger oder der Handelsregis-
terführer könnten diesfalls dem Richter 
nach Artikel 731b OR beantragen, die er-
forderlichen Massnahmen zu ergreifen. 
Möglich wäre, dass der Richter u.a. der 
Gesellschaft die Auflösung androht oder 
das fehlende Organ ersetzt. Welche zivil-
rechtlichen Folgen sich aus den Handlun-
gen eines sich nicht mehr im Amt befindli-
chen Verwaltungsrates ergeben, müssen 
wir hier offenlassen. Allenfalls klärt diese 
Frage das Bundesgericht in einem nächs-
ten Urteil.

Es empfiehlt sich jedenfalls, die kurze 
sechsmonatige Frist nach Artikel 699 OR 
zur Durchführung der Generalversamm-
lung einzuhalten und dies bei der Jahres-
planung im Voraus zu berücksichtigen, 
vor allem wenn die Gesellschaft noch 
Stockwerkeigentum besitzt und die Stock-
werkeigentümer ihre Versammlung erst 
noch durchführen müssen. Im KMU-Be-
reich finden oftmals Universalversamm-
lungen aller Aktionäre statt, wofür in ei-
nem solchen Fall die Einhaltung der für die 
Einberufung erforderlichen Formvorschrif-
ten nicht nötig wäre.

Wir wünschen Ihnen eine lichtvolle Ad-
ventszeit, ein schönes Weihnachtsfest 
und ein erfolgreiches und gesundes neues 
Jahr.

Ihre Merki Treuhand AG
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«Vermeiden Sie Organisationsmängel in Ihrer 
Gesellschaft»

Lohnabzüge/AHV-Renten 2023

Die AHV/IV-Renten werden per 1. Januar 2023 der aktuellen Preis- und Lohn-
entwicklung angepasst und um 2.5% erhöht. Diese Anpassung hat auch Aus-
wirkungen auf die obligatorische Vorsorge. Gleichzeitig fällt bei der Arbeitslo-
senversicherung der Solidaritätsbeitrag von 1% weg. Die Mindestbeiträge der 
Selbständigerwerbenden und der Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO betragen 
CHF 514 pro Jahr, der Beitrag für die freiwillige AHV/IV CHF 980. 

Einen Überblick über die im Jahr 2023 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert die 
folgende Aufstellung:

 

            2022  2023
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO      10.60% 10.60%
ALV bis CHF 148'200         2.2%  2.2%
Total       12.80% 12.80%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148'201                      1%      0%

Arbeitnehmerbeiträge         6.4%     6.4%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148‘201        0.5%  0%

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat       12‘350 12‘350
pro Jahr      148‘200 148‘200

Beitragsfreier Lohn für 64-/65jährige:
pro Monat          1‘400 1‘400
pro Jahr        16‘800 16‘800  

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn     86‘040 88‘200
Koordinationsabzug       25‘095 25‘725
Max. koordinierter BVG-Lohn      60‘945 62‘475
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn   21‘510 22‘050
Min. koordinierter BVG-Lohn         3‘585 3‘675

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zur 2. Säule       6‘883 7‘056
Selbständigerwerbende ohne 2. Säule     34‘416 35‘280
bzw. max. 20% des Erwerbseinkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente        1‘195 1‘225
Maximale einfache AHV-Rente        2‘390  2‘450 
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten       1‘793 1‘838
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten     3‘585 3‘675

*Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus, kann der Bezug der Altersleistung  
  der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-       
  mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.
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Vertrauen in unsicheren Zeiten – Solidis als 
verlässlicher Partner
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Liebe Kundinnen und Kunden, 
liebe Geschäftspartner

In einer Welt voller Unsicherheit, schneller Verän-
derungen und gelegentlicher Fehlinformationen 
bleibt eines unverändert: das Vertrauen unserer 
Kundinnen und Kunden in die Solidis Gruppe. 
Diese steht für Klarheit, Verlässlichkeit und Ver-
antwortung – und genau dieses Vertrauen möch-
ten wir heute stärken.

Vertrauen beginnt bei der Beziehung zum 
Kunden
Verlässlichkeit im Alltag: Wir liefern klare, 
rechtssichere Lösungen, massgeschneidert und 
transparent. Unsere Prozesse minimieren Miss-
verständnisse und schonen Ihre Ressourcen.
Offene Kommunikation: Wir informieren früh-
zeitig über relevante Entwicklungen, Risiken und 
Chancen. Ihre Fragen beantworten wir verständ-
lich und zeitnah.
Kontinuität in der Beratung: Unabhängig von 
Marktschwankungen bleibt unsere Beratung 
stabil. Wir hören zu, prüfen Alternativen und 
empfehlen verantwortungsvoll.
Sicherheit als Dienstleistung: Datenschutz, In-
formationssicherheit und Compliance stehen an 
erster Stelle. Ihre Daten schützen wir gewissen-
haft – heute und morgen.

Vertrauen durch unsere qualifizierten 
Mitarbeitenden
Langjährige Expertise: Unsere Fachleute verfü-
gen über fundierte Kenntnisse in Revision, Treu-
hand, Steuern und Beratung. Ihre Qualifikation 
ist unser Versprechen an Qualität.
Kontinuität im Team: Viele Mitarbeitende be-
gleiten uns seit Jahren – dieses Erfahrungswis-
sen stärkt Beratungssicherheit und sorgt für sta-
bile Ansprechpartner.
Fortbildung: Wir investieren kontinuierlich in 
Weiterbildung, um regulatorische Anforderun-

gen, neue Richtlinien und bewährte Praktiken 
sicher zu beherrschen.
Werteorientierte Zusammenarbeit: Fairness, 
Respekt und Verantwortung prägen unseren Ar-
beitsalltag. Eine offene Feedbackkultur sichert 
Vertrauen und Exzellenz und hilft uns unsere 
Dienstleistungen laufend zu verbessern.

Solidis als Ganzes – Verantwortung in 
Krisenzeiten
Ganzheitlicher Ansatz: Als integrierte Lösung 
bieten wir Revisions-, Treuhand-, Steuer- und Be-
ratungsleistungen aus einer Hand.
Langfristige Partnerschaften: Vertrauen, das 
über einzelne Projekte hinausgeht – Stabilität, 
Transparenz und gemeinsame Wertschöpfung.
Klare Ansprechpartner: In jeder Gesellschaft 
haben Sie erreichbare Kontaktpersonen.
Transparente Krisenkommunikation: Äussere 
Entwicklungen wie Gesetzesänderungen oder 
Marktanpassungen verfolgen wir laufend und in-
formieren Sie frühzeitig, erläutern Hintergründe 
und diskutieren Gegenmassnahmen.
Fehlinformationen erkennen: Wir beobachten 
Entwicklungen, unterscheiden Fakten von Spe-
kulationen und kommunizieren fundiert, statt Pa-
nik zu schüren.
Risikobetrachtung: Wir integrieren Risikoma-
nagement in die Beratung, damit Lösungen ro-
bust bleiben.

Schlussgedanke
Vertrauen ist essenziell. Die Solidis Gruppe lebt 
es durch klare Kommunikation, qualifizierte Mit-
arbeitende und verantwortungsvolles Handeln – 
zum Wohl Ihrer Ziele.

Reto Gribi
Geschäftsführender Partner 
der Solidis Gruppe



In jüngster Zeit haben Reformen und Volks-
initiativen das Schweizerische Vorsorge-
system kräftig umgekrempelt. Sind Früh-
pensionierungen dadurch schwieriger und 
teurer geworden?

Frühpensionierung ist für viele ein erstre-
benswertes Ziel, doch je früher der Renten-
eintritt erfolgt, desto höher sind meist die fi-
nanziellen Einbussen. Pro Jahr Frühpension 
sind Einbussen in Höhe eines Jahresgehalts 
zu erwarten, bedingt durch Lohnausfall, wei-
terlaufende AHV-Beiträge und vermindertes 
Vorsorgekapital. Deshalb erfordert ein vor-
zeitiger Ausstieg aus dem Erwerbsleben 
eine sorgfältige Planung und die Koordinati-
on der ersten, zweiten und der dritten Säule.

Die AHV-Rente kann ab 63 Jahren vorbezo-
gen werden, verbunden mit einer lebens-
langen Rentenkürzung von 6,8 Prozent pro 
Jahr Vorbezug, maximal 13,6 Prozent bei 
zwei Jahren. Trotz Vorbezugs sind weiter-
hin Beiträge bis zum ordentlichen Refe-
renzalter zu zahlen. Die Pensionskasse er-
laubt den Rentenbezug meist ab 58 oder 
60 Jahren, ebenfalls mit Kürzungen, die je 
nach Reglement variieren. Die Säule 3a 
kann fünf Jahre vor dem Referenzalter, 
meist ab 60, bezogen werden. Für Frauen 
der Jahrgänge 1961 bis 1963 gilt eine Son-
derregelung: Das Referenzalter steigt 
schrittweise von 64 auf 65 Jahre, ein frühe-
rer Rentenbezug ab 62 ist möglich, eben-
falls mit reduzierten Kürzungen. Die Höhe 
der Kürzung hängt vom Vorbezugszeit-
punkt und Jahreslohn ab.

Die finanziellen Einbussen bei Frühpensio-
nen ergeben sich hauptsächlich aus dem 
Wegfall des Erwerbseinkommens, der 
Pflicht zur Zahlung von AHV-Beiträgen, 
die je nach Vermögen und Renteneinkom-
men zwischen etwa CHF 530 und CHF 
26’500 jährlich liegen, sowie einem redu-
zierten Vorsorgekapital. Dieses entsteht 
durch kürzere Beitragsdauer, längere Ren-
tenbezugszeit und Kürzung wegen Vorbe-
zugs. Die Beitragszahlungspflicht entfällt, 
wenn der Partner ein Erwerbseinkommen 
erzielt.

Zur Finanzierung der Frühpension gibt es 
verschiedene Möglichkeiten. Der Vorbezug 
der AHV-Rente kann bis zwei Jahre vor dem 
ordentlichen Rentenalter beantragt werden. 
Die Rente lässt sich flexibel zwischen 20 
und 80 Prozent vorbeziehen, wobei jeder 
Monat Vorbezug eine lebenslange Kürzung 
bedeutet. Diese Variante eignet sich bei kür-
zerer Lebenserwartung oder günstiger steu-
erlicher Situation. Die Anmeldung erfolgt 
fünf bis sechs Monate vor Bezug bei der 
kantonalen Ausgleichskasse.

Die Pensionskassenrente ist in der Regel 
ab 58 oder 60 Jahren möglich, wobei 
durch verkürzte Beitragsdauer und frühe-
ren Rentenbezug das Kapital sinkt. Der 
Umwandlungssatz fällt üblicherweise um 
0,1 bis 0,2 Prozent pro Jahr Frühpension. 
Um Einkommenseinbussen zu mildern, 
sind freiwillige Einkäufe empfehlenswert, 
sofern finanzierbar.

Einige Pensionskassen bieten Überbrü-
ckungsrenten bis zum regulären Rentenalter 
an. Diese gehen meist zulasten des Arbeit-
nehmers, da sie die spätere Altersrente re-
duzieren. Ergänzend kann private Vorsorge 
genutzt werden, etwa Säule 3a-Konten, ka-
pitalbildende Lebensversicherungen oder 
Hypotheken. Eine frühzeitige individuelle 
Planung ist hier wichtig.

Als Alternative zur vollständigen Frühpensi-
onierung hat sich die Teilpensionierung be-
währt. Dabei wird das Arbeitspensum redu-
ziert, was einen sanften Übergang ermög-
licht. Der Versicherungsschutz bleibt 
erhalten und oft entstehen steuerliche Vor-
teile. Nach Pensionierung sinkt meist die 
Steuerlast, da das Einkommen geringer ist. 
Kapitalbezüge werden einmalig reduziert 
besteuert, Renten als Einkommen.

Insgesamt bedeutet Frühpension trotz fi-
nanzieller Einbussen für viele eine Verbes-
serung der Lebensqualität. Wichtig ist, die 
Auswirkungen auf die Altersvorsorge rea-
listisch einzuschätzen und frühzeitig finan-
zielle Vorkehrungen zu treffen, um den Ru-
hestand unbeschwert zu geniessen.

Früh in Rente: Was Sie über Kosten und 
Finanzierung wissen müssen



Mieterstellung bei Eigentumswechsel

Beim Eigentumsübergang einer Liegen-
schaft gehen nach schweizerischem Obli-
gationenrecht (Art. 261 OR) sämtliche be-
stehenden Mietverträge automatisch auf 
den Erwerber über. Der Käufer übernimmt 
somit alle Rechte und Pflichten aus dem 
Mietverhältnis. Dieses Prinzip ist unter der 
Fachbezeichnung «Kauf bricht Miete 
nicht» bekannt und gewährleistet Rechts-
sicherheit für die Mieterschaft. Ein schrift-
licher Mietvertrag ist zwar nicht zwingend 
vorgeschrieben, wird jedoch in der Praxis 
fast ausnahmslos abgeschlossen und 
dient als Beleg für die vertraglichen Verein-
barungen. Ist ein Mietvertrag zusätzlich im 
Grundbuch vorgemerkt, wird die Kündi-
gungsmöglichkeit des Erwerbers erheb-
lich eingeschränkt.

Eine ordentliche Kündigung durch den 
neuen Eigentümer ist nur unter Einhaltung 
der gesetzlichen Fristen und Termine zu-
lässig. Dringender Eigenbedarf für den Ei-
gengebrauch oder die Nutzung durch nahe 
Angehörige stellt den häufigsten Kündi-
gungsgrund dar. Die Kündigung muss in 
der Regel mit einer Frist von mindestens 
drei Monaten auf einen ortsüblichen Kün-
digungstermin ausgesprochen werden. 
In einzelnen Kantonen, beispielsweise 
Luzern, bestehen zusätzlich spezifische 
Kündigungstermine, die zwingend beach-
tet werden müssen.

Eine ausserordentliche Kündigung oder 
eine befristete Nutzungsmöglichkeit durch 
den Erwerber ist nur dann möglich, wenn 
diese ausdrücklich vertraglich vereinbart 
und rechtlich abgesichert wurde. Ohne 
entsprechende Grundlage ist eine vorzeiti-
ge Beendigung des Mietverhältnisses aus-
geschlossen.

Von besonderer Bedeutung ist zudem: Er-
folgt eine Kündigung ohne rechtmässigen 
Grund oder unter Missachtung der gesetz-
lichen Vorgaben, kann der Mieter Scha-
denersatz geltend machen. Dieses 
Rechtsinstrument schützt die Mieter-
schaft vor willkürlichen Vertragsauflösun-

gen und sorgt für eine hohe Planungssi-
cherheit.

Fazit: Beim Eigentumswechsel bleibt das 
Mietverhältnis grundsätzlich bestehen. Für 
Eigentümer, Käufer und Verwalter ist es 
daher unabdingbar, die einschlägigen 
mietrechtlichen Bestimmungen als auch 
die kantonalen Besonderheiten zu kennen. 
Eine präzise Kenntnis dieser Regelungen 
trägt wesentlich dazu bei, rechtliche Risi-
ken, Konflikte und finanzielle Forderungen 
von vornherein zu vermeiden.

Zusätzlich lohnt es sich, den gesamten 
Prozess gut vorzubereiten. Dazu gehört, 
bestehende Mietverträge sorgfältig zu 
prüfen, mögliche Besonderheiten frühzei-
tig zu klären und die betroffenen Parteien 
transparent zu informieren. So lassen sich 
Missverständnisse vermeiden und ein rei-
bungsloser Übergang sicherstellen. Gera-
de bei einem Eigentümerwechsel ist es 
entscheidend, dass die Kommunikation 
mit den Mietern offen und klar geführt 
wird. Eine strukturierte Planung schafft 
Vertrauen und sorgt dafür, dass rechtliche 
Vorgaben und wirtschaftliche Interessen 
im Einklang stehen.



Steuerliche Behandlung von E-Mobilität

Der Mobilitätssektor ist in der Schweiz für 
41% der gesamten CO2-Emissionen verant-
wortlich und hat somit einen massgeblichen 
Einfluss auf das Klima. Nachdem anfänglich 
vor allem Privatpersonen auf die E-Mobilität 
umgestiegen sind, haben inzwischen auch 
die Unternehmen die Vorteile erkannt, um die 
gesteckten Nachhaltigkeitsziele zu erreichen.

Die Schweiz fördert seit einigen Jahren den 
Umstieg auf E-Mobilität mit steuerlichen An-
reizen, finanziellen Förderprogrammen und 
regulatorischen Erleichterungen. Dabei unter-
scheiden sich die Regelungen teils stark zwi-
schen Bund, Kantonen und Gemeinden.

1.	 Fahrzeugsteuern
Die motorbezogene Verkehrssteuer (Motor-
fahrzeugsteuer) wird auf kantonaler Ebene 
erhoben. In vielen Kantonen geniessen rein 
elektrisch betriebene Fahrzeuge Steuerer-
leichterungen – etwa durch tiefere Ansätze 
oder vollständige Steuerbefreiung für die ge-
samte (GL und SO) oder eine gewisse Zeit. 
Die Kantone AG, AI, AR, LU, SH, SZ und VS 
kennen keine Steuerermässigungen oder 
sind sogar unvorteilhafter für E Autos.

Plug-in-Hybride profitieren in der Regel weni-
ger oder gar nicht, da sie weiterhin über einen 
Verbrennungsmotor verfügen.

2.	 Importabgaben
Auf Bundesebene entfällt beim Import von 
E-Fahrzeugen die Automobilsteuer von 4%.

3.	 Mehrwertsteuer
Die Mehrwertsteuer (MWST) von 8,1% fällt 
auch auf E-Fahrzeuge an.

4.	 Anlagevermögen und Abschreibungen
E-Fahrzeuge und Ladeinfrastrukturen werden 
in der Jahresrechnung meistens als bewegli-
ches Anlagevermögen bilanziert und können 
linear oder degressiv abgeschrieben werden. 
Kantone können zusätzlich steuerliche Anrei-
ze für Investitionen in E-Mobilität schaffen.

5.	 Geschäftsfahrzeuge und Privatanteil
Als Geschäftsfahrzeuge gelten Fahrzeuge, 
welche dem Unternehmen gehören und oft 
von den Mitarbeitenden auch für private Zwe-

cke genutzt werden dürfen. Wird ein solches 
Fahrzeug auch für den Arbeitsweg oder für 
private Zwecke gefahren, unterliegt der geld-
werte Vorteil als Lohnbestandteil der Einkom-
menssteuer und ist im Lohnausweis unter 
der Ziffer 2.2 zu deklarieren. Die Berechnung 
kann pauschal oder effektiv erfolgen.

a.  Pauschale Abrechnung
Meistens erfolgt die Abrechnung nach der 
pauschalen Methode, da dies in der Regel 
attraktiver für den Mitarbeitenden und einfa-
cher für das Unternehmen ist.

Gemäss Art. 5 der Berufskostenverordnung 
(BKV) kann der Privatanteil mit einer mo-
natlichen Pauschale von 0.9% des Nettoan-
schaffungswertes (exkl. MWST) berechnet 
werden und beträgt mindestens CHF 150 pro 
Monat. Damit sind sowohl die Abschreibung 
als auch die laufenden Kosten des Fahrzeugs 
gedeckt. Der Mitarbeitende muss lediglich 
Benzinkosten für grössere Privatfahrten wie 
z.B. Ferien selbst tragen. Mitarbeitende mit 
wenig Geschäftskilometer und einem langen 
Arbeitsweg profitieren von der pauschalen 
Abrechnung.

b.   Effektive Abrechnung
Bei der Abrechnung nach der effektiven Me-
thode werden die tatsächlichen Kosten für 
den Arbeitsweg und weitere private Fahrten 
mit CHF 0.70 pro gefahrene Kilometer be-
rücksichtigt. Voraussetzung für die Abrech-
nung der tatsächlichen Kosten ist ein Bord-
buch, welches durch den Mitarbeitenden zu 
führen ist.

6.	 Private Ladeinfrastruktur
Die Kosten für Ladeinfrastruktur im Eigen-
heim (Wallboxen) können in der Steuerer-
klärung unter bestimmten Umständen als 
werterhaltende Massnahmen oder Energie-
optimierungen steuerlich geltend gemacht 
werden – dies ist jedoch kantonal unter-
schiedlich geregelt.


